
-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: Schirp, Wolfgang [mailto:Schirp@ssma.de] 
Gesendet: Dienstag, 27. Januar 2009 13:27 
An: Schönwitz, Daniel; Tichy, Roland 
Cc: Kerstin Kondert; Thomas Lippert 
Betreff: "Wirtschaftswoche" vom 26.01.2009; offener Brief als Antwort auf Ihren Artikel "Masse statt 
Klasse" 

Sehr geehrter Herr Schönwitz,  
sehr geehrter Herr Tichy,  
 
mit großem Bedauern haben wir in der am Sonntag erschienenen "Wirtschaftswoche" Ihren Artikel über 
Anlegeranwälte gelesen. Wir sind der Auffassung, dass Sie ganz wesentliche Tatsachen unberücksichtigt 
lassen und insgesamt ein ungerechtfertigt negatives Bild unserer Arbeit zeichnen.  
Besonders schade finden wir, dass Sie zwar ausführlich über verlorene Klagen verschiedener 
Anlegeranwälte berichten, andererseits aber unberücksichtigt lassen, dass gerade unser Verbund um den 
Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. herum in den vergangenen Wochen  die größte Sammelklage der 
deutschen Geschichte erfolgreich beilegen konnte - und zwar zu Konditionen, die nicht nur Schaden 
vermieden, sondern sogar noch zu einer positiven Gesamtrendite bei den Anlegern geführt haben.    
Sie werden verstehen, dass wir Ihre Berichterstattung in hohem Maße als unfair empfinden. Noch schlimmer 
als unsere persönliche Befindlichkeit ist aber, dass Sie den professionellen Anlegerschutz in seiner 
Gesamtheit diskreditieren. Damit besorgen Sie - subjektiv wahrscheinlich ungewollt - das Geschäft der 
Gegenseite, bei der es sich nicht selten um Straftäter handelt. So ist zum Beispiel der von Ihnen zitierte VIP-
Initiator Andreas Schmid rechtskräftig zu einer Freiheitsstrafe von 6 1/2 Jahren verurteilt worden - ist es 
wirklich so schlimm, wenn sich Anleger aus seiner Geschäftsführung lösen wollen? Richtig wäre 
gewesen, ein differenziertes Bild zu zeichnen und nicht einzelne "Schwarze Schafe" zum Maßstab der 
gesamten Branche zu machen. Aber diese Möglichkeit wird keiner Ihrer Leser haben.     
Anbei finden Sie unseren offenen Brief, den wir heute auf die von uns betriebenen internet-Seiten stellen. 
Wir bitten Sie um Genehmigung, im Begleittext auf Ihren Beitrag verlinken zu können. Denn wir hier, in 
unserem Verbund, legen Wert darauf, unsere Mitglieder wie auch alle anderen Leser ausgewogen zu 
informieren und auch Zugang zur Meinung der anderen Seite zu schaffen. Wenn Sie es wünschen, können 
Sie auch gern auf unseren Beitrag verlinken.  
 
Mit freundlichen Grüßen, auch im Namen von unseren AAA-Partnerunternehmen und deren Mitarbeitern,  
 
Ihr Dr. Wolfgang Schirp 
Rechtsanwalt 

______________________________ 
RAe Schirp Schmidt-Morsbach Apel 
Dorotheenstraße 3 
10117 Berlin 

Sekretariat: Frau Schnur 
Tel.: 030/327 617-34 und 0179-5320213 
Fax: 030/327 617-17 

Diese Email enthält vertrauliche und/oder rechtlich geschützte Informationen. Wenn Sie nicht der 
richtige Adressat sind  
oder diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte sofort den Absender und 
vernichten Sie diese Mail.  
Das unerlaubte Kopieren sowie die unbefugte Weitergabe dieser Mail ist nicht gestattet. 
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Wirtschaftswoche 
- Herrn Daniel Schönwitz –  
Kasernenstraße 67 
 
40213 Düsseldorf 
 
 
Ihr Beitrag „Masse statt Klasse“ in der Wirtschaftswoche vom 26. Januar 2009 
Unsere Antwort als offener Brief 
 
 
Sehr geehrter Herr Schönwitz,  
 
wir nehmen Bezug auf Ihren Artikel in der Wirtschaftswoche vom 26. Januar 2009, in 
dem Sie sich mit dem Vorgehen von diversen Personen und Unternehmen 
auseinander setzen, die im Bereich des Anlegerschutzes tätig sind, so auch mit uns.  
 
Einigen Aussagen Ihres Artikels stimmen wir ausdrücklich zu. An anderen Stellen 
meinen wir jedoch, dass Sie wesentliche Tatsachen unberücksichtigt lassen und 
insgesamt grob irreführend gewichten. Daher ist Ihr Beitrag in seiner Gesamtheit – 
leider – geeignet, den dringend erforderlichen professionellen Anlegerschutz in 
Deutschland zu schwächen und nicht zu stärken. Das wäre ein bedauerliches und 
sicher auch von Ihnen nicht gewolltes Ergebnis.  
 
Wir möchten daher zu einigen Aussagen Ihres Artikels dezidiert Stellung nehmen und 
Sie und Ihre Leser zu einem Dialog einladen.  
 
1.)  Ausführlicher Bericht über Misserfolge, Verschweigen der Erfolge 
 
An mehreren Stellen Ihres Beitrags schreiben Sie über verlorene Prozesse 
verschiedener Kanzleien. Sie unterstellen damit, dass die Niederlage ein üblicher, 
regelmäßig anzutreffender Ausgang der Verfahren sei. Diese Darstellung entspricht, 
jedenfalls bei den seriösen Vertretern unserer Zunft, in keiner Weise den 
Tatsachen. Ein Beispiel:  
 

Die größte Sammelklage der deutschen Geschichte – die Sammelklage von 
anfänglich insgesamt 10.000 Anlegern wegen der „Rundum-Sorglos-Fonds“ der 
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Bankgesellschaft Berlin - konnte vor wenigen Wochen „lautlos“ zu Gunsten der 
betroffenen Anleger beigelegt werden. Nachdem die betroffenen Anleger sich in 
über 100 Verfahren bis hinauf zum Bundesgerichtshof durchsetzen konnten, hat 
die Gegenseite für alle Verfahren Einigungsbereitschaft zu sehr vorteilhaften 
Konditionen angezeigt. Über 97 % der Anleger haben die Einigungsvorschläge 
angenommen und konnten mehrheitlich mit einer positiven Gesamtrendite aus 
den Fonds ausscheiden. Insgesamt hat das Land Berlin 1,8 Milliarden EURO 
für die Abfindung aller Zeichner (Kläger und Nichtkläger) bereit gestellt, die in 
großen Teilen bereits ausgezahlt sind.  

 
Diese Verfahren wurden maßgeblich von unserem Verbund betreut. Es ist gerade in 
unserer interdisziplinären Zusammenarbeit gelungen, sehr stichhaltige Klageschriften 
auf die Beine zu stellen und die erforderlichen Beweismittel beizubringen. Von diesen 
Klageschriften waren die Richter keinesfalls „genervt“, wie Ihr Beitrag zu den Verfahren 
anderer Verbünde formuliert. Im Gegenteil: Die Berliner Justiz, der wir an dieser Stelle 
noch einmal ausdrücklich Respekt und Anerkennung aussprechen, hat sich in 
akribischer Kleinarbeit mit den Klagen auseinander gesetzt und den Klagen im 
wesentlichen stattgegeben. Wir sind stolz auf dieses Ergebnis und halten es für den 
größten Erfolg, der im Bereich des professionellen Anlegerschutzes in 
Deutschland jemals erzielt werden konnte.  
 
Im übrigen sind sowohl uns als auch den seriös arbeiteten anderen Vertretern unserer 
Zunft eine Vielzahl anderweitiger Erfolge gelungen. Beispielsweise hat auch der in 
Ihrem Beitrag genannte Bremer Anwalt Jens-Peter Gieschen keineswegs nur die von 
Ihnen ausdrücklich herausgestellten Verfahren gegen den Mittelverwendungskon-
trolleur der VIP-Medienfonds verloren, sondern er hat – im Gegenteil - eine Vielzahl 
von Verfahren gegen die an diesen Fonds beteiligten Banken gewonnen und dabei 
bahnbrechende Recherchearbeit geleistet. Auch von den anderen seriös arbeiteten 
Anlegeranwälten, die es in Deutschland in nicht geringer Zahl gibt, wären richtiger-
weise eine Vielzahl gewonnener Verfahren zu vermelden gewesen.  
 
Unsere Frage an Sie: Sehr geehrter Herr Schönwitz, nicht nur die Misserfolge, 
sondern auch die Erfolge waren Ihnen bei Abfassung Ihres Beitrages bekannt. 
Warum liefern Sie Ihren Lesern eine selektive – und damit grob irreführende - 
Negativ-Berichterstattung?  
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2.)  Diskreditierung des professionellen Anlegerschutzes und - sicherlich 
ungewollte - Stärkung der Schädiger 

2.1) Das Umfeld ändert sich 
 
Das Umfeld, in dem Kapitalvermögen angelegt wird, ist einer schnellen Veränderung 
unterworfen. Vor allen Dingen hat sich das Verhalten der Banken massiv verändert. 
Vorbei sind die Zeiten, in denen die Hausbank ihren Kunden seriöse, verlässliche, 
vernünftig bepreiste Produkte angeboten hat, auf die man sich ein Leben lang 
verlassen konnte. Vor allem das gute alte Sparbuch, mit dem man in guten Zeiten 
sicher über der Inflationsrate lag und damit zuverlässig Vermögen aufbauen konnte, ist 
von den Banken zielstrebig unattraktiv gemacht worden, weil man damit nicht genug 
am Kunden verdienen konnte. Bei vielen Banken beobachten wir heute folgendes 
Verhalten:  
 

 Die Kunden werden vielfach nicht mehr persönlich beraten. Das Interesse der 
Kunden wird gar nicht abgefragt, auf bekannte Interessen wird nicht reagiert. Im 
Gegenteil: Von Provisionsinteresse getrieben bieten die Bankberater ihren 
Kunden diejenigen Produkte an, an denen die Bank am meisten verdient. 
Was halten Sie denn davon, wenn beispielweise einem Rentner, der keine 
Steuern mehr zahlt, ein steuergetriebener Immobilienfonds mit einer 30-
jährigen Kapitalbindung verkauft wird? Dieser Rentner kann zum einen mit dem 
Steuervorteil nichts anfangen, und er wird außerdem zu Lebzeiten sein Kapital 
nicht wieder sehen. Wir sagen: Das ist ein krasser Beratungsfehler. Derartiges 
ist nicht nur in wenigen Einzelfällen, sondern massenhaft und flächendeckend 
geschehen.  

 Die Bankberater bevorzugen hauseigene Produkte, weil die Bank daran am 
meisten verdient. Auch hier kommt es nicht auf das Interesse der Kunden an, 
sondern ausschließlich darauf, den Provisionsnutzen der Bank zu 
maximieren.  

 Wir beobachten zahlreiche Transaktionen der Banken mit den ihnen anver-
trauten Kundenportfolien, die objektiv überflüssig oder sogar schädlich sind. 
Den einzigen Nutzen hat die Bank, die zu eigenen Gunsten die transaktions-
bezogenen Gebühren berechnen kann. Der Kunde wird dadurch massiv 
geschädigt. Viele Kunden bemerken dies nicht einmal bzw. können es nicht 
bewerten, weil seitens der Bank natürlich für jede Transaktion sachliche 
Begründungen vorgeschoben werden.  

 Die Banken bieten vielfach Produkte an, bei denen sie im Hintergrund an 
verdeckten Provisionen mitverdienen. Auch dies werten wir als ein höchst 
anstößiges Verhalten. 
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 Die Banken stehen häufig nicht zu ihren eigenen Versprechungen. Was 
halten Sie davon, wenn eine Landesbank mit massiven Garantieversprechen 
zum Marktführer im Bereich geschlossener Fonds wird, damit über 70.000 
Kunden akquiriert, dann aber ihre Versprechen schlicht und einfach nicht mehr 
einhält, die Garantien einfach nicht mehr bezahlt? Kein Privatmann käme mit 
einem solchen Verhalten durch. Warum soll man es einer Bank zugestehen?  

 
Diese Liste ließe sich fortsetzen. Darauf wollen wir verzichten, weil wir denken, dass 
die einschlägigen Praktiken auch Ihnen bekannt sind. Was will man auch erwarten in 
einer Zeit, in der der Vorstandsvorsitzende der größten deutschen Bank eine 
Eigenkapitalrendite von 25 % als Ziel vorgibt und im gleichen Atemzug 6.000 
Arbeitsplätze zur Disposition stellt? Wir halten als Befund fest: Anlegerschutz war 
noch nie so wichtig wie heute.  
 
2.2) Die Unzulänglichkeit des gesetzlichen Anlegerschutzes 
 
Der Schutz, den der Gesetzgeber für Kapitalanleger bereit hält, ist, wie Sie in Ihrem 
Beitrag auf S. 86 zu Recht ausführen, völlig unzureichend. Wer in Deutschland einen 
Margarinebecher für 0,99 EURO kauft, wird besser geschützt als derjenige, der eine 
Kapitalanlage für 99.000 EURO tätigt. Es gibt weder wirksame Kontrollen der Anbieter 
noch durchgreifende Kontrollen der Produkte selbst. Schließlich wird dem Anleger 
durch die gesetzlichen Rahmenbedingungen auch noch der Rechtsschutz erschwert. 
Auch dies sei an einigen Beispielen erläutert:  
 

 Es gibt in Deutschland keinen „Produkt-TÜV“ für Kapitalanlagen. Im Grundsatz 
kann jedes Produkt an den Markt gebracht werden. Auch die Kontrolle der 
Prospekte geschlossener Fonds durch das BAFin stellt nur eine formale, 
keine inhaltliche Prüfung der Produkte dar. Der Kunde wird letztlich mit 
denjenigen Produkten konfrontiert, die die Bank als für ihn geeignet identifiziert 
haben will, wie unberechenbar und unverständlich diese auch immer sein 
mögen.  

 Auf diese Weise gelangt ständig eine Vielzahl von Produkten in den Markt, die 
entweder von vornherein unseriös sind oder die der Kunde jedenfalls 
hinsichtlich ihrer Wirkungsweise und ihrer Folgen nicht überblicken kann. Wir 
denken dabei beispielsweise an eine Reihe von Zertifikaten, mit denen 
deutsche Kunden in den vergangenen Monaten massivste Verluste 
erlitten haben. Wir wissen von vielen Kunden, dass ihnen diese Produkte nicht 
angemessen erklärt worden sind. Gekauft wurden diese Produkte dennoch, 
weil den Banken immer noch ein großer Vertrauensvorschuss entgegen 
gebracht wird – der Kunde denkt im wesentlichen, sein Bankberater werde 
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schon wissen, was er da tut. Aber das ist schon lange nicht mehr der Fall, vor 
allem, weil auch die Bankberater unter hohem Verkaufsdruck ihrer Arbeitgeber 
stehen.   

 Der Anleger hat aber auch nicht die Option, einfach „nichts zu tun“ und auf 
Geldanlagen zu verzichten. Denn aus jeder denkbaren Quelle hört er, dass er 
sich nicht mehr dauerhaft auf die staatlichen Sicherungssysteme 
verlassen könne und daher selbst für seine Familie und sich selbst 
vorsorgen müsse. Und er weiß auch, dass die Inflation zu einem 
schleichenden Wertverlust der klassischen Anlageformen führt. Wer in die 
Zukunft blickt, wird sich zudem ausrechnen können, dass die derzeitigen 
Stützungsaktionen unseres Staates notwendig zu einer langen Phase der 
Hyperinflation führen werden, wenn ein vollständiger Staatsbankrott vermieden 
werden soll - die Geschwindigkeit der Geldentwertung wird also noch 
zunehmen. Der Anleger muss also nach einer gut rentierlichen Anlage suchen, 
wenn er und seine Lieben im Alter nicht vollständig im Regen stehen wollen. 
Das hat mit der oft zitierten „Gier“ nichts zu tun, sondern ist ein 
selbstverständliches, vom Staat ausdrücklich gewünschtes und durch die 
absehbaren Lücken in den staatlichen Sicherungssystemen notwendiges 
Verhalten.  

 Wenn der Anleger schließlich in die Situation kommt, in der er sich gerichtlich 
wegen einer schlechten Kapitalanlage wehren will, so wird ihm der 
Rechtsschutz alles andere als leicht gemacht. So muss der Anleger 
beispielsweise die Fehler in einem Prospekt erst einmal nachweisen - das 
bedarf akribischer, häufig über die reine Juristerei hinausgehender Recherche. 
Und wenn es um Fälle von Schlechtberatung geht, so muss auch hier der 
Anleger nachweisen, dass er schlecht beraten wurde. Dann hat er schon das 
strukturelle Problem, dass die Bank häufig einen Zeugen aufbieten kann - 
nämlich den Berater -, der Kunde aber nicht. Und der bankseitige Zeuge wird 
eine starke Versuchung empfinden, seine eigene Beratungsleistung im 
Nachhinein „schönzureden“ - einfach zu gewinnen sind solche Prozesse nicht.  

 
2.3) Die Notwendigkeit professionellen Anlegerschutzes  
 
Aus dem Vorgenannten ergibt sich für uns ein wesentliches Fazit: Um die Rechte der 
Anleger durchsetzbar zu machen, muss die Anlegerseite „aufrüsten“. Denn die 
Anleger müssen sich in einem schwierigen Umfeld mit Gegnern auseinander setzen, 
die allein in der Rechtsabteilung Dutzende Mitarbeiter beschäftigen und die jeden Streit 
auch wirtschaftlich bis zum Ende durchstehen können. Sie brauchen daher 
professionelle Hilfe. Die Professionalisierung des Anlegerschutzes ist das Gebot 
der Stunde. Das aber bedeutet folgendes:  
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 Anlegerschutz muss interdisziplinär sein. Die reine Juristerei reicht nicht 

aus. Wir im Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. tragen dem seit vielen 
Jahren Rechnung, indem wir nicht nur die juristische Seite mit einer Reihe von 
Kanzleien betreuen, sondern auch die kaufmännische und die fachspezifische 
Recherche mit eigenen Experten abdecken. Davon finden wir in Ihrem Bericht 
nichts. Die interdisziplinäre Herangehensweise stellt aber gerade einen der 
entscheidenden Unterschiede zwischen effektiv arbeitenden und nicht effektiv 
arbeitenden Anlegervertretern dar.  

 Anlegerschutz muss professionell und nachhaltig betrieben werden. Und 
das bedeutet weiter: Anlegerschutz muss bezahlt werden. Der stille, einsame 
Kellerpoet oder „Robin Hood“ auf Anlegerseite mag wertvolle Recherche- und 
Aufklärungsarbeit leisten. Er wird aber niemals in der Lage sein, 
flächendeckend Themen zu bearbeiten und Anleger zu betreuen. Er wird auch 
niemals in der Lage sein, die Angriffe der Gegenseite auszuhalten - und davon 
gibt es reichlich. Wer professionellen Anlegerschutz will, der muss auch die 
Tatsache akzeptieren, dass dafür dann eine angemessene Vergütung fällig 
wird.  

 Anlegerschutz muss auf fachliche Qualität setzen. Wir stimmen Ihnen 
ausdrücklich zu, dass mit halbherzigen Informationen und mit der Einreichung 
unsorgfältig recherchierter und formulierter Klagen, wie es sie bei manchen 
Marktteilnehmern geben mag, niemandem geholfen ist. Wenn die Anleger ihre 
Verfahren gewinnen wollen, dann müssen sie die gleiche Qualität bieten, die 
die Gegenseite liefern kann. Aus diesem Grunde sind unter den Anwälten 
unserer Vertragskanzleien zum Beispiel mehrere Richter und frühere hohe 
Finanzbeamte, die freiwillig aus dem Staatsdienst hierher gewechselt sind – sie 
wollten an vorderster Front des Anlegerschutzes weiterhin gesellschaftlich 
nützliche Arbeit leisten. Und unter den wirtschaftlichen Partnern des 
Aktionsbundes Aktiver Anlegerschutz e.V. finden sich langjährig erfahrene 
Frauen und Männer, die eigene Unternehmen aufgebaut haben und über 
profunde Branchenkenntnis verfügen. Nur so waren und sind wir in der Lage, 
beispielsweise eine Landesbank und das dahinter stehenden Bundesland dazu 
zu bewegen, einen Milliardenbetrag für geschädigte Anleger zu zahlen. Wir 
können Ihnen zudem bestätigen, dass auch bei den anderen seriös arbeitenden 
Anlegerschutzkanzleien und-verbünden eine Vielzahl kluger, sorgfältiger und 
sachkundiger Kollegen hart daran arbeitet, die Anlegerrechte zu sichern.  

 Anlegerschutz bedeutet nicht vordringlich, die Gerichte zu beschäftigen. 
Anlegerschutz bedeutet umfassende Beratung im Zusammenhang mit den 
Anlagen, die unsere Mitglieder und Mandanten getätigt haben. Die Ratschläge, 
die sich aus unserer Analyse der Anlagen ergeben, können auf alle 
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Maßnahmen gerichtet sein, die den Mitgliedern und Mandanten nützen. So 
raten wir beispielsweise in den Fonds des Sozialen Wohnungsbaus in Berlin, in 
denen wir große Mitgliedergruppen vertreten, nahezu durchweg zur Teilnahme 
an Sanierungslösungen. Unser Führungspersonal engagiert sich, in vielen 
Fällen unentgeltlich, in der Beiratsarbeit, um die Sanierungen zu begleiten. In 
anderen Fällen raten wir zu Maßnahmen auf gesellschaftsrechtlicher Ebene, 
die ebenfalls nicht zu Klagen führen. Zu Klagen raten wir ausschließlich dann, 
wenn wir den Fall für gewinnbar und den Gegner für zahlungskräftig halten, und 
vor allem erst dann, wenn es keinen Weg der gütlichen Einigung gibt. Vielfach 
ist es auch so, dass gerade erst die Einreichung einer sorgfältig begründeten 
Klage den Weg für Vergleichsverhandlungen öffnet.  

 Anlegerschutz bedeutet umfassende Begleitung unserer Mitglieder und 
Mandanten bei den Maßnahmen, von denen wir uns eine Verbesserung 
ihrer Situation versprechen. Sie erwähnen in Ihrem Beitrag das von uns 
unterstützte Begehren, die Geschäftsführung der VIP-Medienfonds auszu-
tauschen. Sie erwähnen aber nicht, dass die Gesellschaftsanteile der 
Komplementärin dieser Fonds derzeit noch mittelbar vom Initiator gehalten 
werden – einem Mann, der exakt wegen der Vorgänge im Zusammenhang mit 
der Auflage dieser Fonds rechtskräftig zu einer sechsjährigen Freiheits-
strafe verurteilt wurde, die er in den nächsten Tagen antreten wird. Ohne 
diese strafrechtliche Verurteilung näher kommentieren zu wollen: Denken Sie 
nicht, dass gelebter Anlegerschutz auch die Option beinhalten muss, sich von 
solchen „Interessenvertretern“ trennen zu können? Aus diesen Gründen, die 
keiner näheren Ausführung bedürfen, halten wir den Austausch der Komple-
mentärin in diesen Fonds für dringend notwendig. In der Tat bewirbt sich für die 
zukünftige Zeichnerbetreuung die Kondert & Mainka GmbH, weil sie sich in 
zahlreichen anderen Fonds sehr bewährt hat und über langjährige Erfahrung in 
der anlegerorientierten Fondsverwaltung verfügt. Die Kondert & Mainka GmbH 
betreut ausschließlich Fonds, die sich problematisch entwickelt haben und bei 
denen die Anleger die Geschäftsführung in initiatorenunabhängige Hände legen 
wollten. Sie gehen daher fehl, wenn Sie dieses Vorgehen etwas spöttisch als 
„Abdeckung der gesamten Dienstleistungskette“ titulieren. Mit diesem Spott 
verstellen Sie sich und Ihren Lesern den Blick darauf, dass wir in diesen Fonds 
einen sehr gut begründeten und von der überwältigenden Mehrheit unserer 
Mitglieder mitgetragenen Lösungsvorschlag unterbreitet haben. Es wird dann 
Sache der demokratischen Mehrheitsfindung in den Gesellschaften sein, ob 
diese Lösung so umgesetzt werden soll. Sie werden sicherlich nicht ernsthaft 
die Meinung vertreten wollen, die VIP-Zeichner seien verpflichtet, dauerhaft mit 
einem strafrechtlich verurteilten Geschäftspartner zusammen zu arbeiten. Und 
Sie werden auch sicherlich nicht die Auffassung vertreten, dass ausgerechnet 
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der Initiator, dessen prospektierte Erlösprognosen sich in allen vier Fonds trotz 
teilweise erfolgreicher Filme als hoffnungslos unrealistisch erwiesen haben, nun 
ausgerechnet der beste Kandidat für die Erzielung besserer wirtschaftlicher 
Ergebnisse in der Zukunft sein soll. Die fehlende Neutralität bzw. die 
fehlende Ehrlichkeit der Geschäftsführung macht vielen Anlegern 
geschlossener Fonds das Leben schwer.   

 Anlegerschutz bedeutet umfassende Aufklärung der Anleger. Der 
Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. leistet vor allem Hilfestellung bei der 
Aufklärung. Es ist sodann die freie Entscheidung der Anleger, welche Teile 
dieser Hilfestellung angenommen und umgesetzt werden sollen und welche 
nicht. Unsere bisherigen Erfahrungen weisen darauf hin, dass diese Hilfe gern 
angenommen wird. So ist es kein Zufall, dass das vom Aktionsbund Aktiver 
Anlegerschutz e.V. heraus gegebene Buch „Medienfonds - das Anleger-
handbuch. Hilfestellung für Investoren“ (Lippert und andere, ISBN 978-3-00-
025018-7) in kurzer Zeit zum Standardwerk für Medienfonds-Anleger avanciert 
ist. Unsere Quartalszeitung „Der Anlegerschutzbrief“ wird in jedem Quartal 
von mehr als 10.000 Menschen gelesen und liefert jederzeit gute Übersichten 
über alle Brennpunkte des Fondslandschaft. Und wir führen - für unsere fast 
4.000 Mitglieder kostenfrei - jedes Jahr eine Reihe von Veranstaltungen zu den 
Themen durch, die unsere Mitglieder interessieren. All das verschweigen Sie, 
wenn Sie unsere Arbeit - so liest sich jedenfalls Ihr Beitrag - auf die Auslösung 
und Durchführung von Klageverfahren reduzieren wollen.  

 
Unsere Frage an Sie: Sehr geehrter Herr Schönwitz, erwarten Sie, dass 
professionelle, umfassende, qualitativ hochwertige und gründliche Arbeit im 
juristischen wie im wirtschaftlichen Bereich gänzlich unentgeltlich erbracht 
wird? Oder gehen auch Sie davon aus, nur Experten, die sich des 
Anlegerschutzes professionell annehmen, Ergebnisse im Sinne der Anleger 
erzielen können?   
 
 
3.) Die gezielte Anlegeransprache bei Problemen 
 
In geschlossenen Fonds wird die Durchsetzung der Kundeninteressen ganz wesentlich 
dadurch erschwert, dass sich die Geschädigten untereinander nicht kennen. Was 
soll ein Anleger tun, wenn er in einem geschlossenen Fonds (seien es nun Immobilien, 
Medien, Schiffe, Flugzeuge etc.) investiert hat und ihn der Eindruck beschleicht, dass 
etwas schief läuft? Die Geschäftsführung gibt gerade in Krisensituationen häufig keine 
ehrlichen Antworten mehr. Die normale Reaktion des Anlegers wäre, möglichst schnell 
Kontakt mit den Mitzeichnern aufzunehmen, mit diesen gemeinsam die Lage 
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aufzuklären und dann das zu tun, was Erfolg verspricht. Genau das kann er aber nicht, 
weil er die Koordinaten seiner Mit-Geschädigten nicht kennt.  
 
Anlegerschutz setzt Kommunikation mit den Anlegern voraus. Und das wiederum 
setzt eine Kenntnis von den Koordinaten der Anleger voraus. Die Kritik, die Sie in 
Ihrem Beitrag auf Seite 84 an der Auswertung von öffentlich zugänglichen Quellen wie 
Handelsregistereinträgen etc. äußern, wie auch Ihre dort gewählte Terminologie 
(„Schnüffler“ etc.) gehen vollständig an der Realität vorbei. Wer den Anlegern nicht die 
Möglichkeit eröffnet, Kontakt zu ihren Mitanlegern herzustellen, hält sie auf ewig in der 
Gefangenschaft des Initiators. Oder umgekehrt gesagt: Ein lästiger Brief ist schnell 
weggeworfen, eine Notiz, dass man nicht weiter kontaktiert werden will, ist schnell 
übermittelt. Aber im umgekehrten Sinne den Kontakt zu Mitgesellschaftern herzustellen 
und dadurch überhaupt erstmals handlungsfähig zu werden, das ist die eigentliche 
Aufgabe, die gelöst werden muss, wenn Anlegerschutz mehr als eine Floskel sein soll. 
Übrigens: Den von Ihnen behaupteten „schwunghaften Handel“ mit Anlegeradressen 
gibt es nach unserer Kenntnis nicht.  
 
Und noch eine Bemerkung: Auch die Kanzlei des von Ihnen auf Seite 88 f. ausführlich 
zitierten Herrn Kollegen Baum unterstützt – richtigerweise, denn es ist völlig legitim! – 
große Zahlen von Anlegeranschreiben der Interessengemeinschaft der Kapitalanleger 
im Sozialen Wohnungsbau Berlin e.V. und bietet Lösungsmöglichkeiten an. Wir 
kritisieren diese Anschreiben in keiner Weise, sie sind legitim und sinnvoll. Aber an Sie 
erlauben wir uns den Hinweis: Ihre Darstellung dieser Thematik können wir weder der 
Tonlage nach nachvollziehen, noch halten wir sie für logisch konsistent und mit dem 
eigenen Vorgehen Ihrer engeren Gesprächspartner für vereinbar.  
 
Unsere Frage an Sie: Sehr geehrter Herr Schönwitz, mit welchen Mitteln können 
sich Anleger zusammenschließen und gemeinsam gegen Fehlverhalten 
vorgehen, wenn sie ihre Mitgesellschafter nicht kennen und nicht kontaktieren 
können? Welche Alternative gibt es, wenn die Fondsgeschäftsführer die 
Akteneinsicht verweigern, Gesellschafterversammlungen nicht abhalten und die 
Kontaktaufnahme der Anleger untereinander verhindern? 
 
4.)  Einige Anlegerstimmen zum Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. 
 
In Ihrem Artikel kommen die Anleger selbst nicht zu Wort, obwohl es letztlich nur diese 
sind, die beurteilen können, in wessen Händen sie sich gut betreut und angemessen 
vertreten fühlen. Wir haben exemplarisch einige Mitglieder des Aktionsbundes Aktiver 
Anlegerschutz e.V. gebeten, sich zu diesem Aspekt zu äußern. Diese Anleger sind 
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auch gern bereit, Ihnen bei Rückfragen zur Verfügung zu stehen. Die Kontaktdaten 
dürfen wir Ihnen auf Rückfrage gern übermitteln: 
 
Bernd Neumann, Malermeister aus Berlin, "Erfinder" des Grafitti-Schutzes (beteiligt an 
den Fonds der Bankgesellschaft): "Ich habe große Teile meines Vermögens in die 
vermeintlich sicheren Fonds der Bankgesellschaft investiert. Als die Ausschüttungen 
ausblieben und die ersten Hiobs-Botschaften auftauchten, habe ich meine Altersvor-
sorge verloren geglaubt. Ohne den Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. hätte ich 
nie davon erfahren, dass ich mich wehren kann. Erst die flächendeckenden Aktivitäten 
des AAA, die überzeugende juristische Vertretung durch die Kanzlei Schirp Schmidt-
Morsbach Apel und die professionelle Recherche von Kerstin Kondert, die erstaunlich 
viel Hintergrundmaterial ausgegraben hat, konnten wir Anleger eine starke Position 
aufbauen. Durch den von Wolfgang Schirp und Kerstin Kondert verhandelten Vergleich 
bekomme ich meine Altersvorsorge zurück." 
 
Dipl.-Ing. Fritz Stumpp (beteiligt an notleidendem GbR-Fonds): "Nur über ein 
Anschreiben im Anlegerkreis, das vom Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. 
organisert wurde, habe ich erfahren, dass ich nicht wehrlos hinnehmen muss, in 
meinem GbR-Fonds nicht nur mein Kapital vollständig zu verlieren, sondern darüber 
hinaus noch einmal erheblich zahlen zu müssen. Die Prospekthaftungsklage von RA 
Neusel, der zu den Anwälten des AAA gehört, war erfolgreich." 
 
Dipl.-Kfm. Jörg Michow (beteiligt an verschiedenen problematischen KG- und GbR-
Fonds): "Nachdem ich im Alleingang gegen die Initiatoren meiner Fonds und deren 
Untätigkeit in der Krise nicht ankam, habe ich den AAA um Unterstützung gebeten, um 
mit meinen Mitgesellschaftern Kontakt aufzunehmen. Gemeinsam haben wir für 
mehrere meiner Fonds außergerichtliche Lösungen finden können, wobei sich vor 
allem die Kondert & Mainka GmbH professionell und kreativ engagiert hat." 
 
Herbert Brehl (beteiligt an notleidendem GbR-Fonds und verschiedenen 
problematischen Medienfonds, Fondsbeirat): "Der Austausch der Geschäftsführung 
unseres hochproblematischen Immobilienfonds wurde nur möglich, weil einzelne 
Anleger über den AAA die anderen Anleger kontaktieren konnten. Auf einer 
Informationsveranstaltung haben uns Herr Dr. Schirp und Frau Kondert über die 
Hintergründe informiert, ein Großteil der Anleger hat sich daraufhin über den AAA 
zusammengeschlossen und den Austausch der Geschäftsführung betrieben. Erst 
durch Übernahme der Geschäftsführung durch die Kondert & Mainka GmbH und deren 
sorgfältige Aufbereitung der Unterlagen einerseits sowie die juristische Auswertung 
durch die Kanzlei Schirp Schmidt-Morsbach Apel andererseits haben wir mit Erfolg 
unsere Ansprüche gegenüber den beteiligten Banken belegen können. Insbesondere 
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mit der Commerzbank haben wir eine einvernehmliche Vorgehensweise vereinbaren 
können. Aus diesem Grund befürworte ich auch die Übernahme der Zeichnerbetreuung 
bei den VIP-Fonds durch die Kondert & Mainka GmbH." 
 
Beispielhafte Zitate aus verschiebenen Schreiben von Anlegern der Fonds der 
Bankgesellschaft an den AAA, die Kanzlei Schirp Schmidt-Morsbach Apel und die 
Kondert & Mainka GmbH, die wir Ihnen auf Wunsch gern vorlegen: 
 
"Für die sehr umsichtige, äußerst präzise und per Saldo erfolgreiche Bearbeitung des 
Mandats darf ich mich an dieser Stelle sehr herzlich bedanken. Im Rückblick möchte 
ich sagen: 'You and your people did a great job'." 
 
"Vielen Dank für die akribische und energische Tätigkeit sowie Ihr Verhandlungs-
geschick. Ich freue mich sehr über den erreichten Erfolg." 
 
"Für Ihre Bemühungen und sage ich Ihnen und Frau Kondert meinen herzlichen Dank. 
In den ganzen Jahren habe ich das Gefühl gewonnen, dass sie beide sehr 
verantwortungsvoll mit den Klagen umgegangen sind und dabei erhebliche Zeit 
aufgewendet haben. Sie auch nicht die möglichen Nachteile verschwiegen. In meinem 
Berufsleben habe ich vielfältige Kontakte mit Vertretern Ihres Berufsstandes gehabt. 
Das lief nicht immer so gut." 
 
"Ich möchte bei dieser abschließenden Gelegenheit auf keinen Fall versäumen, Ihnen 
und Ihren Mitstreitern für Ihre Arbeit herzlich zu danken! Ich hatte wirklich zu jedem 
Zeitpunkt, und zuletzt nochmals bei der gestrigen Veranstaltung im Crowne Plaza, den 
Eindruck nicht nur großer Sachkompetenz, sondern auch eines besonders hohen 
Engagements, das zudem durch eine entwickelte Fähigkeit zu laienverständlicher 
Vermittlung sehr erfreulich ergänzt wurde. Ich weiß aus mehrfacher Erfahrung, dass 
das alles nicht selbstverständlich ist." 
 
"Für Ihre herausragende juristische Leistung in dem Verfahren versichere ich Sie 
meiner uneingeschränkten Hochachtung und verbinde damit meinen aufrichtigen Dank! 
Ich bin überzeugt davon, dass es zu diesem ausgezeichneten Vergleich ohne Ihre 
fachliche Kompentenz und Ihre Beharrlichkeit nicht gekommen wäre." 
 
"Es ist mir ein Bedürfnis, Ihnen höchste Anerkennung und Respekt auszusprechen für 
Ihre großartige Leistung im Zusammenhang mit den Klagen bei den Fonds der 
Bankgesellschaft. Ihrer Beharrlichkeit, ihrem fachlichen und juristischen Sachverstand, 
Ihrer phänomenalen Eloquenz ist das famose Ergebnis zu verdanken. Die Berliner 
Seite, bis hinauf zu Herrn Sarrazin, war und ist ja nicht gerade ein leichtgewichtiger 
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Gegner. Jedem gerecht denkenden Menschen kommt die Parabel von David und 
Goliath in den Sinn und man empfindet höchste Genugtuung bei einem Sieg von 
David." 
 
"Mit großer Erleichterung und herzlichem Dank an Sie und Ihre Mannschaften habe ich 
von Ihrem Verhandlungsergebnis gerade erfahren. ... Das ist excellent!" 
 
"Vielen Dank für Ihren unermüdlichen Einsatz für die Anleger." 
 
Unsere Frage an Sie: Sehr geehrter Herr Schönwitz, haben Sie mit Anlegern 
gesprochen, die durch den Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. oder eines 
der Partnerunternehmen betreut wurden?   
 
5.) Abschließend: Die Notwendigkeit der Differenzierung 
 
Sehr geehrter Herr Schönwitz, abschließend möchten wir zu unserem oben 
geäußerten Angebot eines offenen Dialoges zurück kehren. Wir geben Ihnen in einem 
Punkt Recht: In der Branche sind Personen und Unternehmen tätig, die keinen 
nachvollziehbaren Anlegernutzen schaffen und mit denen der Kontakt nachteilig sein 
mag. Dies rechtfertigt aber nicht, die Branche insgesamt zu diskreditieren und 
negative Erfahrungen zu verallgemeinern, die ausschließlich individuelle 
Fehlleistungen Einzelner sind. Bitte fragen Sie sich an dieser Stelle eindringlich 
selbst, wessen Geschäft Sie – sicher ungewollt - betreiben, wenn Sie Anleger mit einer 
sehr einseitigen Darstellung beunruhigen und möglicherweise davon abhalten, die 
einzig erreichbare Hilfe in Anspruch zu nehmen.  
 
Wir beabsichtigen, diesen offenen Brief auf unseren internet-Seiten zum download 
bereit zu stellen. Wir sehen dies als Eröffnung eines Diskurses; Sie sind herzlich 
eingeladen, sich dauerhaft daran zu beteiligen.  
 
Wir bitten weiter um Erlaubnis, von unseren internet-Seiten auch auf Ihren Artikel 
verlinken zu dürfen. Wir wollen den Damen und Herren, die diesen offenen Brief lesen, 
die bequeme Möglichkeit eröffnen, zugleich auch Ihren Beitrag auswerten zu können. 
Wenn Sie es wünschen, können Sie gern auch auf unseren offenen Brief zurück 
verlinken.  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Wolfgang Schirp Thomas Lippert Kerstin Kondert 



 
Von: Daniel.Schoenwitz@wiwo.de [mailto:Daniel.Schoenwitz@wiwo.de]  
Gesendet: Mittwoch, 28. Januar 2009 11:09 
An: Schirp@ssma.de; Kerstin Kondert; lippert@aktionsbund.de 
Cc: Hauke.Reimer@wiwo.de; roland.tichy@wiwo.de 
Betreff: AW: "Wirtschaftswoche" vom 26.01.2009; offener Brief als Antwort auf Ihren Artikel "Masse statt 
Klasse" 

Sehr geehrter Herr Schirp, 

als Reaktion auf Ihr Angebot zur Eröffnung eines Diskurses möchte ich mich zu einigen Vorwürfen in Ihrem offenen 
Brief äußern. Sie können auf der Homepage des AAA neben dem offenen Brief übrigens gerne auf unseren 
Internetauftritt www.wiwo.de verweisen, auf eine direkte Verlinkung bitte ich Sie aber zu verzichten. 

1. Eine "gezielte Anlegeransprache" durch Anwälte/Anlegerschutzvereine ist in meinen Augen keineswegs die einzige 
erfolgversprechende Möglichkeit, um ein koordiniertes Vorgehen von Anlegern zu erreichen, wie Sie in Ihrem Brief 
suggerieren. Diese Haltung spiegelt meines Erachtens eine zweifelhafte Neigung zur Bevormundung von Anlegern 
wider. Ich kenne einige Beispiele, wo Anleger sich ohne Hilfe von Anwälte/Anlegerschutzvereinen erfolgreich 
zusammengeschlossen haben - zum Beispiel über Internetportale oder durch aktive Gesellschafter, die auf den 
Gesellschafterversammlungen Adressen gesammelt haben. Sie erwecken ja den Eindruck, als wären Anleger ohne Ihre 
Hilfe völlig hilflos und auf sich allein gestellt.  

Ich bleibe bei meiner Kritik, dass Ihre Art der "Anlegeransprache" irreführend ist - denn sie suggeriert, dass es sich 
beim AAA um einen neutralen Anlegerschutzverein handelt, dessen Initiatoren keine eigenen Geschäftsinteressen 
verfolgen. Meine Kritik richtet sich also wie Sie sehen weniger gegen die Anlegeransprache an sich, sondern gegen die 
Art und Weise, in der ungebeten an Anleger herangetreten wird. 

2. Im Übrigen bin ich keineswegs der Meinung, dass Anwaltstätigkeit "unentgeltlich" erfolgen soll - Ihre diesbezügliche 
Frage führt jedoch völlig am Kern der Sache vorbei. Ich kritisiere, dass mit Hilfe fragwürdiger Anschreiben massenhaft 
Mandate akquiriert werden. Sie werden auch verstehen, dass es mir angesichts dieser Praktiken schwer fällt, an 
überwiegend idealistische Motive der Vereinsinitiatoren zu glauben.  

3. Sie empfinden es als irreführend, dass ich den Lesern den Vergleich in Sachen Bankgesellschaft Berlin vorenthalten 
habe. Nur so viel: Ich habe mit Filmfonds-Anlegern Kontakt, die sich von Ihnen keineswegs gut vertreten fühlen - das 
habe ich ebenfalls nicht näher thematisiert.  

4. Ich stimme Ihnen zu, dass der Anlegerschutz in Deutschland unzulänglich ist. Einigen Schlussfolgerungen, die Sie 
ziehen, muss ich aber widersprechen - Waffengleichheit erreichen Anleger nicht, indem sie sich unter das Dach einer 
Organisation aus Anlergerschützern und Anwälten begeben, deren Mitglieder massive eigene Interessen verfolgen 

Mit freundlichen Grüßen.  

Daniel Schönwitz  
Redakteur  
________________________  

Redaktion WirtschaftsWoche  
Handelsblatt GmbH  
Kasernenstraße 67  
D-40213 Düsseldorf  

Telefon +49 (0) 2 11 / 8 87-2132  
Telefax +49 (0) 211 / 8 87-97-2132  
E-mail daniel.schoenwitz@wiwo.de  
________________________________________________  

Deutschlands entscheidendes Wirtschaftsmagazin.          
Jeden Montag neu im Handel oder Probe lesen unter www.wiwo.de/montag  



-----Ursprüngliche Nachricht----- 
Von: Kerstin Kondert [mailto:kondert@kondert-mainka.de] 
Gesendet: Mittwoch, 28. Januar 2009 16:15 
An: Schönwitz, Daniel 
Cc: Reimer, Hauke; Tichy, Roland; Schirp@ssma.de; lippert@aktionsbund.de 
Betreff: AW: "Wirtschaftswoche" vom 26.01.2009; offener Brief als Antwort auf Ihren Artikel "Masse statt 
Klasse" 

Sehr geehrter Herr Schönwitz, 
wir begrüßen es, dass Sie in die Diskussion einsteigen. Anbei übersenden wir Ihnen 
unsere Antwort auf Ihre heutige Mail an Herrn Dr. Schirp. Wir bitten Sie um Ihr 
Einverständnis, Ihre Mail zusammen mit unserer Antwort auf unseren Internetseiten zu 
veröffentlichen. 
Freundliche Grüße 
Ihre Kerstin Kondert 

________________________________________________________________________________
Kondert & Mainka GmbH • Knesebeckstraße 83 • 10623 Berlin 
Tel (0 30) 88 71 51-0 • Fax (0 30) 88 71 51-10 
office@kondert-mainka.de • www.kondert-mainka.de 
Sitz der Gesellschaft: Berlin 
Amtsgericht Berlin-Charlottenburg • HRB 80578 • Stammkapital: 25.000 EUR 
Geschäftsführer: Kerstin Kondert/Betina Mainka 
USt-IdNr.: DE 215793026 
Dresdner Bank AG • BLZ 100 800 00 • Kto 03 69 129 900 

 



 

  
 

 

SCHIRP SCHMIDT-MORSBACH APEL 
Rechtsanwälte 

Schirp Schmidt-Morsbach Apel  Aktionsbund Aktiver Anlegerschutz e.V. Kondert & Mainka GmbH 
Dorotheenstraße 3 . 10117 Berlin Marktplatz 19 . 84577 Tüßling Knesebeckstraße 83 . 10623 Berlin 
Tel. 030/32 76 17 0 . Fax 030/32 76 17 17 Tel. 08633/50 67 14 . Fax 08633/50 67 15 Tel. 030/88 71 51 0 . Fax 030/88 71 51-10 
www.ssma.de www.aktionsbund.de www.kondert-mainka.de

 
 
 
Wirtschaftswoche 
- Herrn Daniel Schönwitz –  
Kasernenstraße 67 
 
40213 Düsseldorf 
 
 
Ihr Beitrag „Masse statt Klasse“ in der Wirtschaftswoche vom 26. Januar 2009 
Ihre Mail vom 28.1.2009 an Dr. Wolfgang Schirp 
 
 
Sehr geehrter Herr Schönwitz,  
 
wir beziehen uns auf Ihre E-Mail-Antwort vom 28. Januar 2009 an Herrn Dr. Schirp auf 
unseren gemeinsamen offenen Brief vom 26. Januar 2009 an Sie und nehmen zu 
dieser Mail wie folgt Stellung, wobei wir sowohl Ihre Mail als auch unsere Antwort gern 
veröffentlichen würden. 
 
Zunächst bedauern wir, dass Sie eine direkte Verlinkung unserer Internetseiten mit 
Ihrer Internetseite und dem von Ihnen verfassten Artikel nicht wünschen, gleichzeitig 
jedoch auf der Internet-Seite der VIP-Medienfonds an prominenter Stelle die Links auf 
die Seite der Wirtschaftswoche zu finden sind. Nachdem bereits wesentliche Teile Ihrer 
Darstellung durch Gespräche mit dem VIP-Initiatorenkreis inspiriert sein dürften – Herr 
Andreas Schmid hatte gegenüber den kritischen Vertretern der Anlegerseite schon 
eine „Schlammschlacht“ angekündigt - haben wir den Eindruck, dass Ihr Haus auch in 
der Frage der Verlinkung nicht mit der gebotenen journalistischen Neutralität vorgeht.  
 
Zu Ihren weiteren Antworten: 
 
zu 1.: Es ist sicherlich richtig, dass es Fälle gibt, in denen sich Anleger aufgrund einer 

von Anlegern ausgehenden Initiative zusammengeschlossen haben. Uns ist 
jedoch tatsächlich kein einziger Fall bekannt, in dem Anlegeransprüche, 
die über den Einzelfall hinausgehen, ausschließlich von einer solchen 
Initiative auch durchgesetzt wurden. Können Sie solche Fälle benennen? In 
allen uns bekannten Fällen werden auch diese Initiativen von einem Anwalt 
bzw. einer Kanzlei beraten; lediglich die Erstansprache der Mitgesellschafter 
erfolgt durch die Anleger (häufig sogar durch einen externen Berater verfasst). 
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Wir halten unsere Vorgehensweise für wesentlich transparenter. Die Internet-
seite des AAA ist mit den Seiten sämtlicher Kooperationspartner verlinkt, 
ausführliche Informationen zum Vorstand, den Gründungsmitgliedern und allen 
Verflechtungen sind dort ebenfalls zu finden.  

 
Die Gesellschaftsverträge der Fonds sehen vielfach die Einberufung von 
Gesellschafterversammlungen gar nicht vor, so dass sich Anleger nicht 
begegnen können. Beispiele hierfür finden Sie u.a. in den Gesellschafts-
verträgen der KGAL/Alcas. Wenn die Fondsanteile über einen Gesellschafts-
treuhänder gehalten werden, haben die Anleger nicht einmal über das 
Handelsregister die Chance, Kontakt zu ihren Mitgesellschaftern aufzunehmen. 
 
Wir haben im Laufe der Zeit auch verschiedene Anleger-Interessengemein-
schaften beraten (im Übrigen auch ohne die Einreichung jedweder Klage). Die 
übereinstimmende Erfahrung: Bis eine neu eingerichtete Internetseite 
überhaupt gefunden wird, benötigt es auch in dieser Hinsicht professionelle 
Beratung und erhebliche Mittel. Die Information über eine solche Seite dringt 
häufig gar nicht durch.  
 
Die von Ihnen aufgezeigten Lösungswege sind in der Praxis bisher wenig 
erfolgreich. Anleger in problematischen Fonds sind nicht völlig hilflos, aber auf 
sich allein gestellt sind sie auf jeden Fall so lange, bis eine Vernetzung 
untereinander gelungen ist. Genau diese Vernetzung herstellen zu helfen, 
ist eines der wesentlichen Ziele des AAA. Das hat mit der von Ihnen 
vermuteten „Neigung zur Bevormundung“ rein gar nichts zu tun. 

 
zu 2.: Sie beanstanden das "massenhafte" Akquirieren von Klagen. Auch diese 

Darstellung halten wir für einseitig. Zum einen schafft erst die Vertretung einer 
Mehrzahl von Anlegern mit derselben Problematik wirtschaftlich die 
Möglichkeit einer umfangreichen Sachverhaltsrecherche. Erst die Vielzahl 
der Kläger in den Fonds der Bankgesellschaft, die durch uns betreut wurden, 
hat uns in die Lage versetzt, mehr als fünf Jahre lang mit einem vielköpfigen 
Team Fondsunterlagen zu beschaffen, hunderte von Ordnern unsortierten 
Materials zu sichten und auf Tauglichkeit im Anlegersinn zu prüfen. Auch 
Gutachten von namhaften Rechtswissenschaftlern haben wir vielfach erstellen 
lassen. Diese Arbeit ist in einem Einzelmandat nicht leistbar. 

 
Gleichzeitig führt erst die gesammelte Vertretung einer Vielzahl von Anlegern 
dazu, von Initiatoren und anderen Anspruchsgegnern überhaupt ernst 
genommen zu werden. Hätte es bei den Fonds der Bankgesellschaft nicht 
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Tausende von Klagen gegeben, hätte sicherlich kein für die Anleger so gutes 
Ergebnis verhandelt werden können. 

 
zu 3.: Es bleibt nicht aus, dass ein Anleger sich im Einzelfall nicht völlig zu seiner 

Zufriedenheit beraten fühlt. Dass es sich hierbei jedoch bei den von uns 
beratenen Anlegern um die Minderheit handelt, dürfte nicht zuletzt die 
Entwicklung der Mitgliederzahl des AAA belegen. Auch die ganz überwiegende 
Zahl der von uns in GbR-Fonds und den Fonds der Bankgesellschaft seit 
Jahren vertretenen Anlegern fühlt sich von uns gut beraten. 

 
zu 4.: Wenn auch Sie einräumen, dass professionelle Arbeit nicht kostenfrei erbracht 

werden kann, dann kann es nur noch darum gehen, die für die Anleger 
entstehenden Kosten transparent und nachvollziehbar offenzulegen. Das tun 
wir in allen Fällen, und zwar unabhängig davon, ob es sich um die 
Mitgliedsbeiträge handelt oder um Kosten anwaltlicher Vertretung oder um 
Kosten wirtschaftlicher Beratung oder Fondsverwaltung.  

 
Auch im Hinblick auf die Frage der Waffengleichheit sind die Fonds der VIP-
Gruppe ein gutes Beispiel. Die Informationen, die die Anleger erhalten, werden 
von der Geschäftsführungs-GmbH versandt, Und deren Gesellschaftsanteile 
besitzt mittelbar immer noch der  – wegen dieser Fonds immerhin rechtskräftig 
vorbestrafte! – Fondsinitiator. Was macht Sie so zuversichtlich, dass diese 
Geschäftsführung stets den Anlegernutzen im Auge hat? 
 
Bei einem detaillierten Vergleich von 20 Fonds mit Schuldübernahme-Struktur 
ist die VIP-Gruppe beispielsweise diejenige mit dem höchsten Anteil an 
"weichen Kosten" und dem ungünstigsten Verhältnis von prognostizierten 
Erträgen zu garantierten Erträgen (alle Basis-Werte lt. Angebotsprospekten): 
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Die Anleger erhalten ihre Informationen im Wesentlichen über die Geschäftsführung. In 
der Vergangenheit hat die Fondsgeschäftsführung es mehrfach abgelehnt, Schreiben 
des von den Anlegern gewählten Beirats an die Mitgesellschafter zu versenden. Wie 
wollen Sie unter solchen Voraussetzungen Waffengleichheit herstellen, wenn der 
Initiator das Informationsmonopol hält? 
 
Wir betreiben Anlegerschutz professionell, das heißt hauptberuflich. Das bedeutet 
auch, dass wir von unserer Arbeit leben und insofern selbstverständlich auch eigene 
Interessen verfolgen. Wir leisten inhaltlich hochwertige Arbeit und gehen die 
verschiedenen Fonds und deren Probleme differenziert an. Wir legen die Kosten, die 
mit der Beratung durch uns entstehen, vollständig offen. Weil wir den Anlegerschutz 
hauptberuflich betreiben, werden wir an den Ergebnissen unserer Arbeit gemessen. 
Und in dieser Hinsicht stellen wir uns dem Marktvergleich gern. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Dr. Wolfgang Schirp Thomas Lippert Kerstin Kondert 



 
Von: Daniel.Schoenwitz@wiwo.de [mailto:Daniel.Schoenwitz@wiwo.de]  
Gesendet: Donnerstag, 29. Januar 2009 10:48 
An: Kerstin Kondert 
Cc: Hauke.Reimer@wiwo.de; roland.tichy@wiwo.de; Schirp@ssma.de; lippert@aktionsbund.de 
Betreff: AW: "Wirtschaftswoche" vom 26.01.2009; offener Brief als Antwort auf Ihren Artikel "Masse statt 
Klasse" 

Sehr geehrte Frau Kondert, sehr geehrter Herr Schirp, sehr geehrter Herr Lippert, 

danke für Ihre Mail. Ich bitte Sie darum, meine Antworten zur vollständigen Information der Leser ebenfalls 
auf Ihren Internetseiten zu veröffentlichen. Anbei noch einige Klarstellungen zu Ihrem letzten Schreiben.  

1. Wer auf die WiWo-Homepage verlinkt oder nicht, weiß ich nicht - ich habe niemanden dazu authorisiert. 
Dafür bin ich als Redakteur auch nicht zuständig. Ich denke aber, dass es für die Besucher Ihrer Seiten kein 
Problem ist, den Artikel auf unseren Internetseiten auch ohne Link zu finden (www.wiwo.de/finanzen/) 

2. Sie behaupten, ich sei in Sachen VIP "zuversichtlich, dass diese Geschäftsführung stets den 
Anlegernutzen im Auge hat." Das ist eine falsche Darstellung, die mir fast böswillig erscheint: Ich habe mich 
zur aktuellen Geschäftsführung mit keinem Wort geäußert, weder im Artikel noch danach. Darum geht es 
auch nicht: Meine Kritik gilt der Verquickung von Anlegerschutz-Engagement und Geschäftsinteressen bei 
den Initiatoren des AAA (die ebenfalls die Frage aufwirft, ob der Anlegernutzen im Vordergrund steht). Bitte 
unterlassen Sie es, mir eine Nähe zum Initiator zu unterstellen - ich habe in den vergangenen Jahren 
mehrfach kritisch über Medienfonds und auch über die VIP berichtet.   

3. Was die Transparenz bei den Kosten angeht: Es gibt von einigen Anlegern massive Kritik an Ihren 
Abrechnungsmodalitäten und Ihrer Informationspolitik, von der Sie wissen und die Sie in Ihrer Antwort an 
mich, in der Sie zufriedene Mandanten zitieren, völlig unter den Tisch fallen lassen. Das ist meines 
Erachtens eine grob einseitige Einstellung. Mir liegen dazu noch etliche Unterlagen vor, die ich derzeit 
auswerte.  

Mit freundlichen Grüßen 

Daniel Schönwitz  
Redakteur  
________________________  

Redaktion WirtschaftsWoche  
Handelsblatt GmbH  
Kasernenstraße 67  
D-40213 Düsseldorf  

Telefon +49 (0) 2 11 / 8 87-2132  
Telefax +49 (0) 211 / 8 87-97-2132  
E-mail daniel.schoenwitz@wiwo.de  
________________________________________________  

Deutschlands entscheidendes Wirtschaftsmagazin.          
Jeden Montag neu im Handel oder Probe lesen unter www.wiwo.de/montag  



Von: Kerstin Kondert  
Gesendet: Freitag, 30. Januar 2009 10:06 
An: 'Daniel.Schoenwitz@wiwo.de' 
Cc: Hauke.Reimer@wiwo.de; roland.tichy@wiwo.de; Schirp@ssma.de; lippert@aktionsbund.de 
Betreff: AW: "Wirtschaftswoche" vom 26.01.2009; offener Brief als Antwort auf Ihren Artikel "Masse statt 
Klasse" 

Sehr geehrter Herr Schönwitz, 
  
vielen Dank für die schnelle Reaktion. Wir werden die Korrespondenz auf den 
Internetseiten vollständig veröffentlichen. 
  
Erlauben Sie zu Ihrer letzten Mail noch einen ergänzenden Kommentar: 
  
Wenn die Verlinkung der VIP-Seite mit der Seite der Wirtschaftswoche ohne Autorisierung 
erfolgt ist, dann spricht Sie das selbstverständlich vom Vorwurf der Parteilichkeit frei. 
Unabhängig davon verdeutlicht es jedoch, dass die VIP-Geschäftsführung Ihren Artikel 
dazu verwendet, sich in der Geschäftsführung zu halten, obwohl objektive Gründe gegen 
die Fortführung der Geschäftsführung durch die VIP sprechen. Ihr Artikel dient in diesem 
Fall eher den Interessen des Initiators als denen der Anleger. Diese Verkettung sowie Ihre 
konkreten Fragen an die Kanzlei KWAG führten bei uns zu dem Eindruck der Nähe zum 
Initiator der VIP-Fonds, Herrn Andreas Schmid. Selbstverständlich respektieren wir Ihre 
Aussagen hierzu. 
  
Bei der Kritik an unseren Abrechnungsmodalitäten, die Sie ansprechen, handelt es sich 
wahrscheinlich um die im wesentlichen von einem Essener Steuerberater aus dem Umfeld 
der LBB-Fonds geäußerte Kritik, dass die Kanzlei Schirp-Schmidt-Morsbach Apel auch in 
Sammelverfahren nach Einzelstreitwert abrechnet. Diese Diskussion führen wir seit 
Jahren, und zwar auch öffentlich im Internet, so dass auch hier von fehlender Transparenz 
nicht die Rede sein kann. 
  
Da Sie möglicherweise die Diskussion in den letzten Jahren nicht verfolgt haben, noch 
einmal die wesentlichen Argumente: 
  
Bei den Fonds der Bankgesellschaft waren wir in der Spitze mit mehr als 150 Anwälten 
und Mitarbeitern tätig, in der Kernmannschaft der laufenden Betreuung über mehrere 
Jahre waren in Vollzeit mehr als 30 Anwälte und Mitarbeiter beschäftigt. Wir haben 
zahlreiche Gutachten von Rechtswissenschaftlern anfertigen lassen. Wir haben darüber 
hinaus diverse Beratungsverträge abgeschlossen, um die Hintergründe recherchieren zu 
können. Darüber hinaus haben wir - und zwar als einzige auf Anlegerseite - mit 
erheblichem zeitlichen und personellem Aufwand die Entwicklungen auf Fondsebene 
verfolgt und geprüft und auf sämtlichen Gesellschafterversammlungen kostenlos auch 
Nicht-Mitglieder und Nicht-Mandanten vertreten, soweit diese dies wollten. Zu jeder 
einzelnen Gesellschafterversammlung wurde ein Bericht erstellt, den wir ebenfalls zum 
Nutzen aller im Internet veröffentlicht haben. Wir haben darüber hinaus sämtliche 
Anfragen zu den Fonds der Bankgesellschaft auch von Nicht-Mitgliedern und Nicht-
Mandanten bearbeitet. Im selben Leistungsumfang, wenn auch für eine kleinere 
Anlegerzahl, sind wir im Bereich der Medienfonds (vor allem Cinerenta und VIP) tätig. Der 
daraus resultierende Arbeits- und Kostenaufwand ist erheblich, die breit gefächerte 
Tätigkeit führt jedoch über ihre Breitenwirkung zu größeren Erfolgen für die Mitglieder und 
die Mandanten. 
  



Transparent waren diese Kosten von Anfang an. Vor Erteilung eines Mandats an die 
Kanzlei erhielt jeder potentielle Mandant die entsprechende Honorarvereinbarung nebst 
ausführlicher Erläuterung. Sofern Sie dies wünschen, können wir Ihnen diese Unterlagen 
gern zur Prüfung überlassen. 
  
Wir nehmen den Austausch zwischen Ihnen und uns insgesamt jedoch zum Anlass, die 
Diskussion um den Anlegerschutz, die wir begrüßen, zu verbreitern. Wir haben bereits mit 
der Vorbereitung für eine Journalisten-Runde begonnen, in der alle am Thema 
interessierten Journalisten mit uns, aber auch mit anderen namhaften Unternehmen, die 
im Anlegerschutz engagiert sind, die Diskussion vertiefen können. Wir hoffen, dass auch 
Sie an einer Teilnahme interessiert sind. 
  
Freundliche Grüße 
Ihre Kerstin Kondert 
 




